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Der Fall Judge – Menschenrechtsausschuß ändert seine Rechtsprechung zu 
Art. 6 IPbpR in bezug auf Auslieferungs- und Abschiebungsfälle 

Bernhard Schäfer 

 

 

 

 

Der Menschenrechtsausschuß, errichtet 
nach Art. 28 des Internationalen Pakts über 
bürgerliche und politische Rechte1 (IPbpR/ 
Pakt), hat seine Rechtsprechung zu Art. 6 
IPbpR in bezug auf Abschiebungs- und 
Auslieferungsfälle bei drohender Voll-
streckung der Todesstrafe geändert. In dem 
konkreten Fall, Roger Judge gegen Kanada,2 
wurde der Beschwerdeführer am Tag der 
Einlegung seiner Beschwerde zum Men-
schenrechtsausschuß 1998 von Kanada in 
die Vereinigten Staaten von Amerika 
(USA) abgeschoben, wo er 1987 u.a. wegen 
Mordes zum Tode durch den elektrischen 
Stuhl3 verurteilt wurde.4 Der Ausschuß, 
gestützt auf Art. 5 Abs. 4 des Fakultativ-
protokolls5, stellte in diesem Fall eine Ver-
letzung von Art. 6 Abs. 1 selbst sowie Art. 
6 Abs. 1 i.V.m. mit Art. 2 Abs. 3 IPbpR 
durch Kanada fest.6 

 

Bisherige Praxis 

Nach Art. 2 Abs. 1 IPbpR ist ein Vertrags-
staat zwar grundsätzlich nicht für die Si-

                                                 
1  Vom 16. Dezember 1966, UNTS Bd. 999, S. 171; 

BGBl. 1973 II, S. 1534. 

2  Judge ./. Kanada (829/1998), Auffassungen vom 
5. August 2003, UN Dok. 
CCPR/C/78/D/829/1998 (hiernach Judge). 
Dieser und die weiteren Fälle abrufbar unter: 
http://www.unhchr.ch/tbs/doc.nsf, dort: 
CCPR-Human Rights Committee, Jurispruden-
ce (März 2004).  

3  Später umgewandelt in Tod durch Injektion. 

4  Zum Sachverhalt im einzelnen siehe Judge, Nr. 
2.1ff. 

5  Fakultativprotokoll zum Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte vom 16. 
Dezember 1966, UNTS Bd. 999, S. 171, 302; 
BGBl. 1992 II, S. 1247. 

6  Judge, Nr. 11. 

cherstellung der Paktrechte gegenüber Per-
sonen verantwortlich, die der Jurisdiktion 
eines anderen Staates unterstehen.7 Jedoch 
gehört es bereits zur gefestigten Rechtspre-
chung des Menschenrechtsausschusses, 
daß der ausliefernde oder abschiebende 
Staat möglicherweise selbst gegen den Pakt 
verstößt, wenn eine Person in einen Staat 
ausgeliefert oder abgeschoben wird, ob-
wohl es sicher ist oder ein tatsächliches 
Risiko besteht, d.h. es notwendige und 
vorhersehbare Folge ist, daß deren Pakt-
rechte unter der Jurisdiktion des anderen 
Staates verletzt werden.8 Dies gilt insbe-
sondere in Fällen einer drohenden Verlet-
zung des Rechts auf Leben (Art. 6 IPbpR) 
oder des Folterverbots (Art. 7 IPbpR).  

So war es bisher schon möglich, daß ein 
Staat gegen Art. 6 Abs. 1 IPbpR verstößt, 
wenn er eine Person durch die Ausliefe-
rung der tatsächlichen Gefahr aussetzt, daß 
ihre Rechte aus Art. 6 Abs. 2 IPbpR im 
Empfängerstaat verletzt werden, also die 
Voraussetzungen9 für die Verhängung ei-

                                                 
7  Z.B. Kindler ./. Kanada (470/1991), Auffassungen 

vom 30. Juli 1993, UN Dok. A/48/40 II, Annex 
XII.U, Nr. 6.2 (hiernach Kindler).  

8  Z.B. ebenda; G.T. ./. Australien (706/1996), Auf-
fassungen vom 4. November 1997, UN Dok. 
A/53/40 II, Annex XI.U, Nr. 8.1f. (hiernach 
G.T.); A.R.J. ./. Australien (692/1996), Auffas-
sungen vom 28. Juli 1997, UN Dok. A/52/40 II, 
Annex VI.T, Nr. 6.8f. (hiernach A.R.J.). Zu Krite-
rien, anhand derer das Bestehen eines tatsächli-
chen Risikos ermittelt werden kann, siehe G.T., 
Nr. 8.4, aber auch die abweichenden Sondervo-
ten hierzu, G.T., Appendix A und B.  

9  Verhängung der Todesstrafe nur für schwerste 
Verbrechen auf Grund von Gesetzen, die zur 
Zeit der Begehung der Tat in Kraft waren und 
die den Bestimmungen des Paktes und der 
Konvention über die Verhütung und Bestrafung 
des Völkermordes (vom 9. Dezember 1948, 
UNTS Bd. 78, S. 277; BGBl. 1954 II, S. 730) nicht 
widersprechen; Vollstreckung der Strafe nur auf 

http://www.unhchr.ch/
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ner Todesstrafe nach dieser Vorschrift nicht 
vorliegen.10 Eine Verletzung von Art. 6 
IPbpR kommt auch in Betracht, wenn in 
solchen Fällen die Entscheidung über die 
Auslieferung (ohne Zusicherung durch den 
Empfängerstaat, daß die Todesstrafe nicht 
verhängt wird) willkürlich oder summa-
risch erfolgt.11 Auch wenn danach eine Ver-
letzung von Art. 6 IPbpR nicht vorliegt, 
kommt bereits nach bisheriger Praxis eine 
Verletzung anderer Paktrechte im Zusam-
menhang mit der Todesstrafe in Betracht. 
Hier können insbesondere das sog. „To-
deszellensyndrom“ („death row phenome-
non“) und die Art und Weise der Hinrich-
tung zu einer Verletzung von Art. 7 IPbpR 
erwachsen.12 So hat bspw. der Ausschuß 
die Hinrichtung mittels Cyanid-Gas, bei 
der die Erstickung verlängertes Leiden bis 
zu zehn Minuten verursachen kann, zu 
Recht als grausame und unmenschliche 
Behandlung angesehen, da sie dem Test 
des „geringstmöglichen körperlichen und 
seelischen Leidens“13 nicht standhält.14  

Bisher hat der Ausschuß Art. 6 IPbpR je-
doch so interpretiert, daß dieser es nicht 
                                                                        

Grund eines von einem zuständigen Gericht er-
lassenen rechtskräftigen Urteils. 

10  Siehe z.B. Kindler, Nr. 14.3; Chitat Ng ./. Kanada 
(469/1991), Auffassungen vom 5. November 
1993, UN Dok. A/49/40 II, Annex IX.CC, Nr. 
15.3 (hiernach Chitat Ng). 

11  Siehe z.B. Kindler, Nr. 14.6; Chitat Ng, Nr. 15.6. 

12  Zu beidem Kindler, Nr. 15.1ff.; Chitat Ng, Nr. 
16.1ff. Dabei kann nach Ansicht des Ausschus-
ses die Verhängung der Todesstrafe nicht all-
gemein als eine grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung angesehen werden, 
sondern es müssen bei der Beurteilung mitein-
bezogen werden: die relevanten persönlichen 
Faktoren des Verurteilten, die spezifischen Be-
dingungen der Haft im Todestrakt und ob die 
beabsichtigte Methode der Hinrichtung beson-
ders abscheulich ist. 

13  Allgemeine Bemerkung Nr. 20 (Artikel 7), UN 
Dok. HRI/GEN/1/Rev.6, S. 151, Nr. 6 (Über-
setzung des Autors). 

14  Chitat Ng, Nr. 16.2-16.4. Dahingegen hat der 
Ausschuß eine tödliche Injektion nicht als eine 
Verletzung von Art. 7 IPbpR angesehen, z.B. 
Cox ./. Kanada (539/1993), Auffassungen vom 
31. Oktober 1994, UN Dok. A/50/40 II, Annex 
X.M, Nr. 17.3 (hiernach Cox). 

verlange, daß eine Vertragspartei eine Aus-
lieferung an oder Abschiebung in einen 
Staat, in dem gegen die auszuliefernde Per-
son die Todesstrafe ausgesprochen wurde 
oder ausgesprochen zu werden droht, ab-
lehnen oder eine Zusicherung dahinge-
hend einholen müsse, daß die Todesstrafe 
nicht verhängt wird.15 Die Verhängung der 
Todesstrafe als solche, ohne eine der vor-
genannten oder einer weiteren Paktverlet-
zung, wurde vom Ausschuß daher bisher 
nicht als ein Hindernis für eine Ausliefe-
rung oder Abschiebung angesehen – dies 
unabhängig davon, ob der ausliefernde 
Staat selbst die Todesstrafe abgeschafft hat 
oder nicht. Diese Ansicht begegnete zu 
Recht der Kritik einiger Ausschußmitglie-
der, die sich in den den verschiedenen Auf-
fassungen beigefügten abweichenden Son-
dervoten äußert.16 Diese abweichenden 
Meinungen bereiteten schon damals die 
Basis für die nunmehr vollzogene Ände-
rung seiner Rechtsprechung. Im Gegensatz 
zum Ausschuß selbst verweist das Aus-
schußmitglied Rajsoomer Lallah in seinem 
zustimmenden Sondervotum im Fall Judge 
auch auf die relevanten abweichenden 
Sondervoten, die den bereits etwa zehn 
Jahre zuvor ergangenen Auffassungen im 
Fall Kindler beigefügt wurden. Diese wer-
den im Anhang der Judge-Auffassungen 
wiedergegeben.  

 

Argumentation in Judge 

Wie bereits in vorherigen Fällen17 stellt der 
Ausschuß auch im Fall Judge u.a. die Frage, 
ob Kanada, da es die Todesstrafe abge-
schafft hat, des Beschwerdeführers Recht 
auf Leben nach Art. 6 IPbpR18 verletzt hat, 

                                                 
15  Kindler, Nr. 14.6; Chitat Ng, Nr. 15.6; Cox, Nr. 

16.5; A.R.J., Nr. 6.13; G.T., Nr. 8.4. 

16  Im Einzelnen siehe Kindler, Appendix B bis F; 
Chitat Ng, Appendix A, C, D, G und H; Cox, 
Appendix B.3 bis 6; G.T., Appendix A und B. 

17  Z.B. Kindler, Nr. 14.1 (b). 

18  Oder sein Recht auf einen effektiven Rechtsbe-
helf nach  Art. 2 Abs. 3 IPbpR. Siehe hierzu die 
Frage 2, Judge, Nr. 10.8-10.9, die positiv beant-
wortet wurde und zur Feststellung der Verlet-
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indem es ihn in einen Staat abgeschoben 
hat, in dem ein Todesurteil gegen ihn aus-
gesprochen wurde, ohne sicherzustellen, 
daß die Todesstrafe nicht vollstreckt wird.19 
Der Ausschuß ruft zunächst kurz seine 
bisherige Ansicht in Erinnerung, und weist 
auf die Notwendigkeit einer einheitlichen 
und kohärenten Rechtsprechung einerseits, 
aber auch ausnahmsweise auf die Erforder-
lichkeit einer Überprüfung des Schutzbe-
reichs der Paktrechte andererseits hin. Au-
ßerdem hebt der Ausschuß hervor, daß der 
Pakt als ein lebendes Instrument ausgelegt 
und die Paktrechte im Kontext und im 
Lichte der heutigen Verhältnisse – nach-
dem er zuvor festgestellt hat, daß sich der 
internationale Konsens zugunsten der Ab-
schaffung der Todesstrafe ausgeweitet hat 
– angewandt werden sollten.20 Anschlie-
ßend nimmt er eine überprüfende Ausle-
gung von Art. 6 IPbpR vor. 

Der Ausschuß geht dabei zuerst auf das 
Verhältnis zwischen Abs. 1 und Abs. 2 bis 6 
von Art. 6 IPbpR ein. Abs. 1 sei die allge-
meine Regel, deren Zweck der Schutz des 
Lebens ist. Vertragsstaaten, die die Todes-
strafe abgeschafft haben, hätten danach 
eine Verpflichtung, dieses unter allen Um-
ständen zu schützen. Die folgenden Absät-
ze hätten die doppelte Funktion der Bil-
dung einer Ausnahme zum Recht auf Le-
ben in bezug auf die Todesstrafe und die 
Festlegung der Schranken dieser Ausnah-
me. Zu diesen Schranken gehörten die Ein-
gangsworte des Absatzes 2, daß nur Ver-
tragsstaaten, „in denen die Todesstrafe 
nicht abgeschafft worden ist“, sich der in 
Abs. 2 bis 6 niedergelegten Ausnahmen 
bedienen dürfen. Der Ausschuß kommt zu 
dem entscheidenden Schluß, daß für Staa-
ten, die die Todesstrafe abgeschafft haben, 
es eine Verpflichtung gebe, eine Person 

                                                                        
zung von Art. 6 Abs. 1 i.V.m. Art. 2 Abs. 3 
IPbpR führte. 

19  Judge, Nr. 7.8 und 10.1, Frage 1. 

20  Judge, Nr. 10.2-10.3; siehe auch Nr. 10.7 zur 
Frage des relevanten Zeitpunkts der Auslegung 
des Paktes – Zeitpunkt der Verletzung oder 
Überprüfung durch den Ausschuß; der Aus-
schuß hat letzteres bejaht. 

nicht dem tatsächlichen Risiko der An-
wendung der Todesstrafe auszusetzen. 
Diese Staaten dürften deshalb Personen, 
deren Verurteilung zum Tode begründe-
terweise erwartet werden müsse, weder 
abschieben noch ausliefern, ohne sicherzu-
stellen, daß das Todesurteil nicht voll-
streckt werde.21 

Der Ausschuß erkennt somit an, wie er 
sagt, daß bei dieser Auslegung des Art. 6 
Abs. 1 und 2 IPbpR Vertragsstaaten, wel-
che die Todesstrafe abgeschafft haben 
(„abolitionist States“), und Staaten, die sie 
nicht abgeschafft haben („retentionist Sta-
tes“), unterschiedlich behandelt werden.22 
Dies sei jedoch eine unvermeidbare Folge 
des Wortlauts dieser Vorschrift selbst. Der 
Ausschuß verweist auf die Entstehungsge-
schichte der Vorschrift und hebt u.a. her-
vor, daß eines der Hauptprinzipien des 
Paktes die Abschaffung der Todesstrafe 
sein sollte und die Todesstrafe von vielen 
Delegierten bei der Vertragsausarbeitung 
als „Anomalie“ oder „notwendiges Übel“ 
angesehen wurde.23 Von daher würde es 
logisch erscheinen, die Regel in Art. 6 Abs. 
1 IPbpR in einem weiten Sinne auszulegen, 
wohingegen Abs. 2, der die Todesstrafe 
behandelt, eng ausgelegt werden sollte.24 

Bezogen auf den konkreten Fall kommt der 
Ausschuß daher zu dem Schluß, daß aus 
diesen Gründen Kanada – ein Staat, der die 
Todesstrafe abgeschafft hat –, unabhängig 
davon, ob es das Zweite Fakultativproto-
koll25 ratifiziert hat oder nicht, des Be-

                                                 
21  Judge, Nr. 10.4. 

22  Judge, Nr. 10.5. 

23  Zur Entstehungsgeschichte siehe Marc J. Bos-
suyt, Guide to the “travaux préparatoires” of the 
International Covenant on Civil and Political 
Rights, 1987, S. 113ff. (zur Todesstrafe S. 126ff.), 
und B.G. Ramcharan (Hrsg.), The Right to Life in 
International Law, 1985, S. 42-56, jeweils 
m.Verw. 

24  Judge, Nr. 10.5, letzter Satz. So auch schon Bertil 
Wennergren in seinem fast wortgleichen Sonder-
votum zu Kindler, Appendix B, Abs. 2. 

25  Zweites Fakultativprotokoll zu dem Internatio-
nalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte zur Abschaffung der Todesstrafe vom 



Schäfer: Fall Judge gegen Kanada – keine Abschiebung bei Todesstrafe 61 

schwerdeführers Recht auf Leben nach Art. 
6 Abs. 1 IPbpR verletzt hat, indem es ihn 
an die USA abgeschoben hat, wo ein To-
desurteil gegen ihn verhängt wurde, ohne 
sicherzustellen, daß die Todesstrafe nicht 
vollstreckt wird. Der Ausschuß stellt noch-
mals fest, daß Kanada zwar nicht selbst die 
Todesstrafe verhängt hat, jedoch habe es, in 
dem es ihn abgeschoben hat, „die entschei-
dende Verbindung in der Kausalkette 
begründet, welche die Exekution des 
Beschwerdeführers ermöglicht“26.  

 

Anmerkungen 

Die Entscheidung des Ausschusses ist nicht 
nur zu begrüßen, sondern als die nunmehr 
„richtige“, den heutigen Verhältnissen ent-
sprechende Auslegung von Art. 6 IPbpR 
anzusehen. Es würde in der Tat sowohl 
dem Wortlaut als auch dem Sinn und 
Zweck des Art. 6 Abs. 1 und 2 IPbpR wi-
dersprechen, würde es einem Vertrags-
staat, der die Todesstrafe abgeschafft hat 
und dem es nach Art. 6 Abs. 2 IPbpR ver-
wehrt sein würde, diese wieder einzufüh-
ren,27 erlaubt sein – unter Einhaltung der 
sonstigen Paktbestimmungen –, eine Per-
son in ein Land abzuschieben oder an die-
ses auszuliefern, wo ihr eine tatsächliche 
Gefahr der Hinrichtung droht. Die höchste 
Pflicht des Staates muß es sein, entspre-
chend des Grundsatzes in Art. 6 Abs. 1 
IPbpR, das Recht auf Leben zu schützen, 
nicht es der leider allzuoft noch beibehalte-
nen Ausnahme des Absatzes 2 preis-
zugeben.  

Die Entscheidung ist ebenfalls ein wichti-
ger Schritt hin auf das anzustrebende Ziel, 
die Todesstrafe universell abzuschaffen 

                                                                        
15. Dezember 1989, UN Dok. A/RES/44/128, 
Annex; BGBl. 1992 II, S. 391. 

26  Judge, Nr. 10.6 (Übersetzung des Autors). 

27  Hierfür spricht der Wortlaut des Art. 6 Abs. 2 
und 6 IPbpR und Sinn und Zweck der Vor-
schrift. So auch z.B. Bertil Wennergren und Fau-
sto Pocar, Sondervoten zu Kindler, Appendix B, 
Abs. 6, und D Abs. 2. Hierzu auch, aber skep-
tisch Manfred Nowak, U.N. Covenant on Civil 
and Political Rights – CCPR Commentary, 1993, 
Art. 6 CCPR Rn. 21, m.w.Verw. 

und zu ächten; ein Ziel, das bereits in Art. 6 
Abs. 2 und 6 IPbpR angelegt ist und durch 
das Zweite Fakultativprotokoll weitere 
Unterstützung findet. Es kann nicht sein, 
daß die Prügelstrafe ein Verstoß gegen Art. 
7 IPbpR und somit verboten ist,28 während 
die vorsätzliche Tötung eines Menschen als 
Bestrafung erlaubt sein soll. 

Die Entscheidung des Ausschusses erging 
vorliegend in bezug auf einen Abschie-
bungsfall, sie hat aber auch Gültigkeit hin-
sichtlich Auslieferungen. Es bestehen je-
doch Unterschiede zwischen einer Auslie-
ferung und einer Abschiebung, und im Fall 
Judge wurde ein Auslieferungsersuchen 
von den USA nicht gestellt. Es wäre daher 
wünschenswert gewesen, daß der Aus-
schuß auf die damit verbundenen Proble-
me (etwaiges Desinteresse des Heimatstaa-
tes an der Aufnahme der betreffenden Per-
son und damit eine mögliche Verweige-
rung der geforderten Zusicherung sowie 
Schwierigkeiten im Bereich der stellvertre-
tenden Strafrechtspflege oder letztendlich 
gar Straffreiheit im Zufluchtsstaat) in sei-
nen Auffassungen eingegangen wäre, zu-
mal Kanada hierauf auch in seiner Argu-
mentation aufmerksam gemacht hat.29 

In verfahrensrechtlicher Hinsicht sei kri-
tisch bemerkt, daß das Ausschußmitglied 
Christine Chanet, obwohl es zumindest an 
der Beratung der Auffassungen zu Judge 
nicht teilgenommen hat, der Entscheidung 
ein Sondervotum beifügte, in dem es auf 
materiellrechtliche Fragen eingeht. Dies 
erscheint mit Art. 98 der Verfahrensord-
nung des Ausschusses30 unvereinbar, wo-
nach jedes Ausschußmitglied, das an einer 
Entscheidung mitgewirkt hat, verlangen 

                                                 
28  Allgemeine Bemerkung Nr. 20 (Fn. 13), Nr. 5. 

Vgl. auch Europäischer Gerichtshof für Men-
schenrechte, Tyrer ./. Vereinigtes Königreich 
(5856/72), Urteil vom 25. April 1978, Serie A 26 
(= EuGRZ 1979, S. 162-168), zum entsprechen-
den Art. 3 der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) 
vom 4. November 1950, ETS Nr. 5, in der zuletzt 
durch Protokoll Nr. 11 geänderten Fassung; 
BGBl. 2002 II, S. 1055. 

29  Siehe insbesondere Judge, Nr. 5.2. 

30  UN Dok. CCPR/C/3/Rev. 6 und Corr.1.  
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kann, daß den Auffassungen oder der Ent-
scheidung seine persönliche Meinung bei-
gefügt wird. 

 

Für die Bundesrepublik, in der die Todes-
strafe abgeschafft ist (Art. 102 GG31), be-
steht hinsichtlich dieser neuen Rechtspre-
chung der Sache nach kein grundsätzlicher 
Anpassungsbedarf der gesetzlichen Rege-
lungen, da mit § 8 des Gesetzes über die 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen32 
(IRG) und § 53 Abs. 2 des Ausländergeset-
zes33 (AuslG) die Auslieferung oder Ab-
schiebung bei Gefahr der Todesstrafe un-
zulässig oder nur dann zulässig ist, wenn 
der ersuchende Staat zusichert, daß die 
Todesstrafe nicht verhängt oder nicht voll-
streckt werden wird. Zwar ist der Wortlaut 
von § 53 Abs. 2 AuslG nicht sehr klar34 und 
ließe § 1 Abs. 3 IRG, wonach Regelungen in 
völkerrechtlichen Vereinbarungen (ge-
meint sind insbesondere Auslieferungs- 
und Rechtshilfeabkommen) den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes vorgehen, soweit sie 
unmittelbar anwendbares innerstaatliches 
Recht geworden sind, theoretisch eine von 
§ 8 IRG abweichende Vereinbarung in ei-
nem Vertrag zu.35 Jedoch enthalten zum 

                                                 
31  Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-

land vom 23. Mai 1949, BGBl. 1949 I, S. 1, in der 
zuletzt durch Gesetz vom 26. Juli 2002, BGBl. 
2002 I, S. 2863, geänderten Fassung. 

32  Vom 23. Dezember 1982, BGBl. 1982 I, S. 2071, 
in der zuletzt durch Art. 5 des Gesetzes vom 21. 
Juni 2002, BGBl. 2002 I, S. 2144, geänderten Fas-
sung. 

33  Gesetz über die Einreise und den Aufenthalt 
von Ausländern im Bundesgebiet vom 9. Juli 
1990, BGBl. 1990 I, S. 1354, 1356, in der zuletzt 
durch Art. 18 des Gesetzes vom 24. Dezember 
2003, BGBl. 2003 I, S. 2954, geänderten Fassung. 
Beachte auch den Verweis auf die EMRK in § 53 
Abs. 4 AuslG. 

34  Hierzu und zur Auslegung des „wenig geglück-
ten Gesetzestextes“ siehe z.B. Günter Renner, 
Ausländerrecht – Kommentar, 7. Aufl. 1999, 
Art. 53 AuslG Rn. 7-12, m.w.Verw.  

35  Hierzu – auch zu verfassungsrechtlichen Ge-
sichtspunkten – siehe z.B. Otto Lagodny, in: 
Wolfgang Schomburg/ders., Internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen, 3. Aufl. 1998, § 1 Rn. 
5-29; Wolfgang Schomburg, in: ebenda, § 8 Rn. 1-
26; Horst Dreier, in: ders. (Hrsg.), Grundgesetz – 

einen Auslieferungsverträge in der Regel 
eine § 8 IRG entsprechende Klausel.36 Zum 
anderen würde eine Auslieferung oder 
Abschiebung ohne eine solche Zusicherung 
gegen die Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 2 S. 1 und 
102 i.V.m. 1 Abs. 3 GG verstoßen, womit 
zugleich nicht nur von Völkerrechts wegen, 
sondern auch von Verfassungs wegen eine 
entsprechende Auslegung der einfachge-
setzlichen Regelungen geboten ist.37 Eine 
Auslieferung oder Abschiebung ohne Zusi-
cherung, daß die Todesstrafe nicht ver-
hängt oder vollstreckt wird, ist danach 
nach deutschem (Verfassungs-) Recht un-
zulässig. 

                                                                        
Kommentar, Bd. III, 2000, Art. 102 Rn. 47-53, 
m.w.Verw. 

36  Z.B. Art. 12 des Auslieferungsvertrags zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Ver-
einigten Staaten von Amerika vom 20. Juni 
1978, BGBl. 1980 II, S. 647, in der Fassung des 
Zusatzvertrags vom 21. Oktober 1986, BGBl. 
1988 II, S. 1087, oder Art. 11 des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens vom 13. De-
zember 1957, ETS Nr. 24, BGBl. 1964 II, S. 1369. 
Die jeweilige Wendung, daß die Auslieferung 
abgelehnt werden „kann“, legt zwar eine Er-
messensentscheidung nahe, jedoch ist unter ver-
fassungskonformer Anwendung der Regelung 
kein Ermessensspielraum vorhanden. Vgl. hier-
zu die Verweise in Fn. 37. 

37  Das verfassungsrechtliche Verbot bzw. die 
Begründungsansätze hierfür sind strittig. Hier-
zu z.B. Dreier (Fn. 35), Art. 102 Rn. 47-53; Philip 
Kunig, in: Ingo von Münch/ders. (Hrsg.), 
Grundgesetz-Kommentar, Bd. 3, 5. Aufl. 2003, 
Art. 102 Rn. 12-16; Schomburg (Fn. 35), § 8 Rn. 1-
14a, jeweils m.w.Verw.; zum Ganzen auch 
Friedrich Ebel/Philip Kunig, Die Abschaffung der 
Todesstrafe – Historie und Gegenwart, in: Jura 
1998, S. 617-622. 
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